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Der in der Sitzung vom 20. Mai 1872 mii grosser 
Majorität gefasste Beschluss des Reichstages; die Petition des 
Kaufmanns Wappenhans in Berlin, betreffend den Erlass 
eines Reichs -Patentgesetzes dem Herrn Reichskanzler mit 
dem Ersuchen zu überweisen, über die Erfindungspatente 
baldmöglichst eine einheitliche Gesetzgebung herbeizuführen, 
hat zunächst, wie aus scheinbar unterrichteten Kreisen ver- 
lautet, den Erfolg gehabt, dass seitens der Regierung die 
nothigen Schritte geschehen sind, um eine gutachtliche 
Aeusserung der Handelskammern zu eruiren. 

Der hier eingeschlagene Weg zur Herbeischaffung des 
bei Beurtheilung der Frage nothigen Materials ist nicht neu. 

Bereits vor neun Jahren wurden durch Cirkular-Ter- 
fügung des preusssichen Handelsministeriums die Regierungen 
und Handelskammern zur Begutachtung der Frage aufge- 
fordert: Ob mit Rucksicht auf den gegenwärtigen Standpunkt 
der Industrie es der durch Ertheilung von Patenten be- 
zweckten Anregung des Erfindungsgeistes jetzt noch bedürfe ? 

Die Mehrzahl der Berichte sprach sich für eine Besei- 
tigung des Patenschutzes aus und stimmte dadurch der Auf- 
fassung bei, welche, wie aus der Formulirung der Frage 
hervorleuchtet, die der massgebenden Kreise zu sein schien. 

Wir bezweifeln, dass das Resultat der neuesten Enquete 
ein von dem früheren wesentlich verschiedenes sein wird. 
£s wird aber- auch ein Bedenken darüber gessattet sein^ ob 
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der eingeschlagene Weg der richtige ist, um eine ganz und 
gar sachgemässe und unparteiische Beurtheilung der in Rede 
stehenden Frage zu ermöglichen. 

Zunächst erinnern wir, falls das preussische Mi- 
nisterium die preussischen Handelskammern zum Bericht 
veranlasst hat^ daran, dass bei der beabsichtigten Aufhebung 
der Salzsteuer ein korrekteres Verfahren beobachtet wird. 
Wie das „Deutsche Wochenblatt*' hervorhebt, ist es be- 
achtenswerth, dass in dem hierbei beliebten Yorbereitungs- 
modus eine charakteristische Abweichung^ von dem für die 
Vorbereitung der Eeichsgesetzgebung hergebrachten Verfahren 
liegt. Bisher wurden regelmässig Akte der Eeichstagsgesetz- 
gebung von den preussischen Ressorts, oder dem Bundes- 
kanzleramte dergestalt vorbereitet, dass fertige Vorlagen an 
den Bundesrath gelangten, von letzterem einem Bundesaus- 
schusse überwiesen, nach oft sehr eiliger Verhandlung in den 
Reichstag gebracht und von den betreffenden Ressort- oder 
Bundeskanzlei - Beamten vertreten wurden. Wie bekannt, 
herrschte über diese Methode, als eine der sdbstständigen 
Aktion des Bundesrathes widersprechende, im Schoosse des 
letzteren und der verbündeten Regierungen stilles Missver- 
gnügen, welches bei Gelegenheit der Verhandlung des Las- 
ker'bchen Zivilrecht-Antrages explodirte. Im vorliegenden 
Falle ist die Initiative einer S ach verständigen -Kom- 
mission übertragen, welche unmittelbar aus den Reichs- 
ländern hervorgegangen auf Grund verschiedener, auch 
nicht preussischer Denkschriften ihre Vorschläge formuliren 
und dem Bundesrathe zur weiteren Behandlung überreichen 
wird, so dass hierbei die gesetzgeberische Thätigkeit des 
Bundesraths sowohl in formaler, als in materieller Beziehung 
sich durchaus selbstständig gestaltet. 

Zu diesem formellen Bedenken, das leicht gehoben 
werden kann, tritt aber ein weit gewichtigeres sachliches. 
Wir hätten diB Frage, ob nach Erlass des Norddeutschen 
Bundes-, nunmehr (nach § 2 des Gesetzes vom 16. April 1871) des 
Deutschen Reichs -Gesetzes vom 11. Juni 1870, betreffend 
das Urheberrecht an Schriftwerken etc» nicht jede geistige 
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Produktion^ soweit sie ein Yermogensrecht darstellt und 
im Sinne eines Vermögensrechts geschützt werden kann, 
diesen Schutz geriiessen müsse, wir hätten diese Frage als 
ausgetragen erachtet. Wir werden später Gelegenheit haben, 
eingehender nachzuweisen, in welchem Sinne und in welchem 
Umfange wir sie durch unsere gesetzgebenden Pak- 
toren als entschieden ansehen. Nur die Form des recht- 
lich anerkannten Schutzes wird nochmals eine sorgfältige 
Durchberathung erheischen; ihr letztes Ziel ist darauf ge- 
richtet, die höheren staatlichen Interessen mit denen des 
Einzef-Berechtigten in Uebereinstimmung zu bringen. 

Nur auf diesen letzteren Punkt kann sich eine Begut- 
achtung der Handelskammern erstrecken und innerhalb 
dieser engeren Grenzen ist das TJrtheil dieser Körperschaften 
allerdings verwerthbar, aber nicht allein massgebend und 
mit grosser Vorsicht aufzunehmen. Zum Beweise wird wohl 
ein Wort hinreichen, das auf dem sechsten Kongress deutscher 
Volkswirthe fiel, als die vorliegende Frage zur Debatte stand. 
„Das preussische Ministerium, sagt ein Redner, hat vor 
„Kurzem den Handelskammern die Patentfrage auch vorge- 
„legt und zwar mit der stillschweigenden Insinuation, dass 
„sie sich gegen den Patentschutz aussprechen sollen. Den 
„Handelskammern aber ist fast durchgängig diese Frage 
„ziemlich ungeläufig und es ist daher sehr wahrscheinlich, 
„dass sie durch das Votum des Kongresses bestimmt werden. ** 
TJm gerecht zusein, fugen wir hinzu, dass ein Freund des 
Patentschutzes diesen Ausspruch thut ; wir wollen aber damit 
nur auf den Einfluss hinweisen, den die Vertreter der voll- 
kommen schrankenlosen Handcls-Freiheit auf die Handels- 
kammern nach dem TJrtheil eines Kongressmitgliedes 
selbst üben* Wir verkennen nicht die hohen Verdienste, 
die dieser Kongress sich um Verbreitung gesunder volks- 
wirthschaftlicher Ansichten, namentlich über die Schädlich- 
keit der Schutzzölle, die Vortheile eines freien Verkehrs, 
die Nutzlosigkeit der Zins- und Zunftschranken, erworben 
hat; aber Vfir glauben, dass das allzureine Prinzip einer 
ungefesselten Konkurrenz ihn ip der vorliegenden Frage zu 



Digitized by 



Google 



weik gehen läset. Wir fiiichten, dass die Stimme einzelner 
Industriellen, die den Handelskammern angelioren, gegen- 
über dem bestechenden Rufe nach vollkommener Handels-, 
Gewerbe-, Productionsfreiheit, nach Beseitigung aller Schutz- 
Stolle und „Monopole", ungehprt verhalle. 

Und doch sind die neuesten Schulbestimmungen aus 
Konferenzen von Fachmännern und Regierungsmitgliedern 
hervorgegangen; dasselbe preussische Handelsministerium hat 
vor Jahresfrist Männer aus den verschiedensten Bereisen, 
sofern ihnen ein Urtheil zur Sache zuzutrauen war, um sich 
versammelt, um über einzelne praktische Schritte zur Ijösung 
der sozialen Frage mit ihnen zu berathen; bei allen gesetz- 
gebeiischen Arbeiten des letzten Jahrzehnts schenkte man 
den Resolutionen des Juristentags grosse Aufmerksamkeit; in 
den Motiven zum Entwurf des Gesetzes, betreffend das Ur- 
heberrecht an Schriftwerken etc. ^) glaubte man ausdrücklich 
hervorheben zu müssen, dass Sachverständige aus allen 
betheiligten Kreisen gehört worden seien, und bei der ersten 
Berathung^) hat der Bundescommiesarius dies noch dahin 
erläutert: 

„da»8 der Gesetzentwurf unter fortdauernder 
aktiver Betheiligung der Schriftsteller, Gelehrten, Jour- 
nalisten, Zeitungsredactoren, Buchhändler, Musikhändler 
und Künstler ausgearbeitet worden ist und die Bundes- 
regierungen die Freude gehabt haben, dass diese Kreise 
sich mit dem Entwürfe durchweg einverstanden erklärt 
haben/' 

Wenn dieser Thatsache gegenüber die Handelskammern 
als Vertreter der betheiligten Kreise gehört werden sollen, 
so möchten wir, um mit dem Abgeordneten Dr. Wehren- 
pfennigl^zu reden, „die bösen Mächte des Handelsministeriums 
hinter einer solchen Massnahme wittern.*' 

Will man ia Wahrheit die Stimme Sachverständiger 
hören, so müsste eine Kommission von hervorragenden In- 



1) Acten stücke des Reichstags de 1870 Nr. 7. 

^) 7. Sitzung des Beichstags vom 21. Februar 1870. 
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dustriellen, Ingenieuren und solchen Männern aus volks- 
wirthschaftlichen und juristischen Kreisen gebildet werden, 
welche mit leidenschaftsloser Uuhe dem Studium dieser Frage 
sich hingegeben haben; in dieser Kommission möge denn 
auch der Handelsstand durch Notable geziemend vertreten sein. 

Dem Einwurf, dass das Urtheil einer solchen Versamm- 
lung durch das Interesse getrübt sein möchte, das ein Theil 
ihrer Mitglieder zur Sache habe, werden wir hoffentlich nicht 
zu begegnen haben. Abgesehen davon, dass die Besitzer in- 
dustrieller Etablissements geradezu raissverständlich als die be- 
theiligten Interessenten angesehen werden, abgesehen davon, 
dass die Vertreter des Handelsstandes füglich ebensowohl als 
bei der Sache interessirt gelten konnten, hegen wir die feste 
Ueberzeugung, dass die in der vorgeschlagenen Weise Berufenen 
bei der Vorbereitung eines gesetzgeberischen Aktes, der für 
das Wohl und Wehe einer ganzen Gesellschaftsklasse, für 
die Entwickelung oder Verkümmerung unserer vaterländischen 
Industrie entscheidend sein kann, sich ihrer hohen Aufgabe 
selbstlos, zum Heile aller und mit Hintenansetzung ihrer 
Sonderinteressen unterziehen würden. 

Der auch Kegierungskreisen willkommen erschienene 
Entwurf, welchen der Verein deutscher Ingenieure dem 
Reichskanzleramt überreicht hat, ist fiir sich allein ein Be- 
weis dafür, dass in den zunächst betheiligten Kreisen die 
Materie so eingehend geprüft worden ist, dass eine weitere 
Mitarbeit derselben mindestens zur Klärung der Frage we- 
sentlich beitragen wird. Eine solche aus Mitgliedern aller 
B-eichsländer zu bildende Kommission würde die im Eingange 
erwähnten formellen Bedenken heben, sie würde eine gründ- 
liche und sachgemässe Beurtheiiung garantiren, sie würde 
es der Regierung ermöglichen, mit bestimmt formulirten 
Anträgen und gesichtetem Material vor den Reichstag zu 
treten, wie dies der Berichterstatter der Petitions-Kommis- 
sion in seinem Schlusswort verlangte, sie würde dem Reichs- 
tag, dem bei der kurz bemessenen Frist seiner Thätigkeit 
eine vollständig erschöpfende Discussion sehr erschwert ist, 
die Arbeit bedeutend erleichtern, das Verschieben eines 
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eventuellen Entwurfes aus einer Kommission in die andere, 
wie wir es bei dem Gesetze über das Urheberrecht erlebt 
haben, beseitigen und den Bundesregierungen gewiss noch- 
mals zu der Freude verhelfen^ dass die betheiligten Kreise 
sich mit ihren Massnahmen einverstanden erklärten. 

Doch mag die Gesetzgebung auch einen andern Weg 
als den angedeuteten einschlagen, dessen sind wir gewiss, 
dass, nachdem, „der Schutz des geistigen Eigenthums** — 
wie* ihn die Eeichsverfassung bezeichnet — seine gesetzliche 
Eegelung gefunden, auch die Berechtigung des Erfinders auf 
Schutz seines geistigen Eigenthums gesetzlich anerkannt 
wird. Wir sind dessen gewiss, weil es Pflicht des Staates 
ist, für die Solidarität der Rechte aller Staatsbürger ein- 
zutreten, weil eine Vorlage, die den Patentschutz einfach 
beseitigte, eine mit dem Wesen eines Rechtsstaates unver- 
einbare Rechtsungleichheit Sanktioniren würde, weil die Ein- 
heitlichkeit unserer Codification den Schutz aller Produkte 
geistiger Thätigkeit erheischt, weil wir endlich aus prinzi- 
piellen Gründen sowohl, als vom Standpunkte einer nüchternen 
volkswirthschaftlichen Aufifassung dem Urheberrecht auf dem 
Gebiete der Technik dasselbe Anrecht auf Achtung vindi- 
ciren, wie dem der Schriftsteller und Künstler, 



Die erfolgte gesetzliche , Anerkennung des geistigen 
Eigenthums verbietet unseres Ermessens eine Aufhebung des 
Erfindungsschutzes. Wir beabsichtigen keineswegs die Natur 
und die Berechtigung des geistigen Eigenthums an dieser 
Stelle nochmals einer Untersuchung zu unterwerfen; es ist 
bekannt, dass in der juristischen und volkswirthschaftlichen 
Literatur die mannigfaltigsten Auffassungen hierüber Platz 
gegriffen haben, und die Discussion bei der Berathung 
des Gesetzes über das Urheberrecht an Schriftwerken 
hat sich sattsam über diesen Punkt verbreitet. Wäh- 
rend man ihm auf (ier einen Seite eine moralische 
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Geltung zubilUigen wollte,') oder nur eine aus Utilitats- 
gründen gerechtfertigte polizeiliche Massregel in dem Rechts- 
schutzes der ihm zu Theil wird; erblickte, wollen Andere 
die Lehre des Sacheigenthums auf dasselbe angewandt 
wissen^) oder stellen es als ein persönliches Recht dar. ^) 
Gestützt auf das Eigenthumsrecht suchte man das geistige 
Eigenthum aus einem stillschweigenden Veiirage zwischen 
Urheber und Publikum herzuleiten ö) oder fand^) in dem- 
selben eine „dritte Kategorie von Vermögensrechten abso- 
luten Charakters, aber ohne sachliche Grundlage.*' 

Klostermann zählt es zu den dinglichen Rechten ^) 
und mit ihm begreift die Mehrzahl der neueren Schriftsteller 
unter demselben die vermögensrechtliche Nutzung an der 
mechanischen Wiederholung eines Produktes der geistigen 
Arbeit. Durch den in der Wissenschaft und Gesetzgebung 
rezipirten und jedem geläufigen Sprachgebrauch „geistiges 
Eigenthum*' wird natürlich dem Begriffe und der juristischen 
Natur nicht präjudizirt. * 



8) Die Vertreter der ». g. Manohesterschule ; Friedländer, der 
einkeim, und ausländ. Bechtssohutz gegen Nachdruck. Leipzig; 1857; 
Mohl in d. krit. Zeitschr. für Kechts Wissenschaften. Bd. 25^ Koch, 
Recht der Ford. IH, §. 341. 

^) Kant, methaph. Anfangsgründe der Rechtslehre I. p. 127^ 
Fichte, Berliner Monatsschrift, 1792 p. 443; die bei Klostennann, Das 
geibt. Eig. etc. Berlin 1867 und die Patentgstzbg. Berlin 1869 1. pag, 120 cit. 

5) Hegel, Grundlinien der Philos. des Rechts §. 68, 69; Gans 
System des röm. Zivilr. p, 216; Bluntschli, Deutsch. Privatr. 3. Aufl. p. 478. 

ß) Pütter, Der Büchernachdruck etc. §. 45. Dies ist auch der 
Standpunkt der Denkschrift der Aeltesten der Kaufmannschaft zu Berlin 
(Siemens), Berlin 1869, s. auch Mohl cit. 

'^) Mandry Gesetz vom 28. Juni 1865 zum Schutze etc. (v, 
Dollmann Gesetzgb. des Königreich Baiern I. V. 2.) 

8) Klostermann, I.pag. 113 ff. ; vgl. auch Homeyer, Jur. Wöchenschr. 
von Hinschius 1838 pag. 212; Jelly, die Lehre vom I^^achdruck ; Renouard, 
Trait6 des droits d'auteurd etc. Paris 1838, 39 ; Oscar Wächter, Das 
Yerlagsr. Stuttg. 1857; Beseler, System des gem. deutschen Priratr. 
§, 228. 
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Im Hinblick auf die bevorstehende gesetzliche Rege- 
lung des geistigen Eigenthums auf industriellem Gebiet stellen 
wir uns einfach auf den Standpunkt der Regierungsmotive 
zu dem Entwurf des Gesetzes über das Urheberrecht an 
Schriftwerken. Dieser Gesetzentwurf soll nach den Motiven 
die rechtliche Anerkennung des „geistigen Eigenthums" aus- 
sprechen. „Die in der Literatur vielfach bestrittene Frage 
über die rechtsphilosophische Grundlage desselben und die 
Stellung desselben im positiven Rechte ist selbstverständlich 
im Gesetze nicht erörtert worden, darnach ist es der Wissen- 
schaft überlassen, das seinem Umfange und Inhalte nach de- 
finirte Urheberrecht dem allgemeinen System der dinglichen 
oder -persoHlichen Rechte einzureihen." (Endemann, Gstz. 
betr. das Urheberr. Berl. 1871. § 1.) 

Nur gegen eine Auffassung, dass in der Ertheilung 
eines Schutzes für geistiges Eigenthum ein Monopol zu er- 
kennen ist, wollen wir uns^ da grade mit dieser Bezeichnung 
wissentlich und unwissentlich der grösste Missbrauch getrie- 
ben wird, mit einem Wort aussprechen. Jeder Ereund eines 
gesunden und wahren Fortschrittes muss die Bestrebungen 
ganz und gar theilen, welche auf Beseitigung aller die Han- 
dels- und Gewerbefreiheit beengenden Monopole gerichtet 
sind^ und welche auch die Majorität des Kongresses deutscher 
Volkswirthe, die Anhänger der s. g Manchesterschule, zur 
Verwerfung jedes Schutzes geistiger Erzeugnisse wesentlich 
bestimmen. Die oberflächliche Aehnlichkeit des Urheber- 
rechts, namentlich auf industriellem Gebiet, mit einem Mo- 
nopol, lässt es erklärlich erscheinen, dass man sich so lange 
Zeit an diesen Begriff iiicht stiess; doch beruht diese Auf- 
fassung auf einem Irrthum; wenn nur. der Schatten einea 
Monopols in dem Erfindungsschutze zu erkennen wäre, wir 
wären die Ersten, die seine Abschaffung verlangten. Und 
da doch Niemand Herr der Meinung eines grossen Landes 
ist, da durch eine .gegenseitige Aussprache beide Partheien 
gewinnen, durch schroffe Einseitigkeit jede verliert, so moch- 
ten wir zu einem unbefangenen Nachdenken nach Beseiti- 
gung jeder Voreingenommenheit darüber auffordern, ob das 
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Autorrecht des Erfinders nu ht mit Unreclit diesen Namen 
trage. Es gab allerdings eine Zeit, wo in Frankreich Er- 
findungspatente als Ausfluss königlicher Willkühr in em- 
pörender Weise als Grewerbeprivilegien an vollkommen Un- 
berechtigte verliöhen wurden, wo der Bischof von Orleans 
das Monopol hatte, Wachskerzen zu fabriciren, während 
Argand, der Erfinder der Lampe mit doppeltem Luftzuge 
mit den Zünften der Schlosser, Klempner und Kurzwaaren- 
häudler prozes^iren msuste ; wo man selbst aus der Eitheilung 
von Patenten auf bekannte Verbrauchsartikel einträgliche 
Einnahmequellen machte und aus den Keihen der Umgebung 
des Monarchen Inspektoren für Holz, für Butter, für Wein 
ernannte. Und ganz dieselbe Erscheinung findet sich in 
England unter Elisabeth und Jakob L Aber grade an die 
Beseitigung der bis zur Unerträglichkoit gesteigerten Monopol- 
Wirthschaft durch die Revolution in Frankreich, durch den 
P«arlamentsbeschluss vom Jahr 1623 in England, knüpft sich 
der Schutz der Erfindungspatente. Sie stehen im diametralen 
Gegensatz zu zünftigen und käuflichen Monopolen; das 
Monopol steht stets einem an sich nicht Berechtigten 
zu, das Tabaks-, Salz-, Apotheker-, Eisenbahnmonopol der 
Gegenwart schützt den Handel mit einer Waare oder die 
Ausbeutung eines Industriezweiges zu Gunsten einer durch 
Verleihung des Monopols berechtigten Einzelklasse, während 
an sich jeder berechtigt wäre; in der Anerkennung des 
geistigen Eigenthums hingegen will man das Recht des In- 
dividuums auf die Frucht seiner geistigen Arbeit schützen. 
Zum Beweise unserer Behauptung, dass der Erfindungsschutz 
nicht die Verleihung eines Monopols darstellt, berufen wir 
ans auf eine Autorität, die in dieser Frage, wie wir, jeder 
Partei fern steht und deren Urtheil in den Augen eines jeden, 
der sich mit unserm öffentlichen Rechte beschäftigt, schwer 
ins Gewicht fällt. In der zweiten Auflage seines Staats- 
rechts^) spricht Rönne noch von den Erfindungspatenten als 

®) V, Rönne, das Staatsrecht der proussischen Monarchie. Leip- 
zig 1865. IL 2. §. 387. pag. 280, Anm. 1. 

Man vergl. auch Makowiczka's Aufsatz über Erffndungspatente im 
deu-schen Staatswörterbuch von Bluntschli und Brater. Bd. III. p. 422. 
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Monopolen, d. h. als ausnahmsweise berechtigten Monopolen. 
Er sagt wortlich : 

^Ausnahmen vom Grundsatze der Verwerflichkeit 
der Monopole lassen sich nur zu Gunsten der s. g. 
Erfindungspatente im eigenen Interesse der Industrie 
rechtfertigen.*' 

In der dritten im letzten Jahre erschienenen Auflage ^^) 
dagegen spricht er sich selbst für den Wiederstrebenden 
mehr wie klar dahin aus : 

„Privilegien, mit denen eine allgemeine Be- 
schränkung der natürlichen Freiheit, ein Eingriff in die 
Rechte der Persönlichkeit oder des Eigentliums anderer 
Staatsgenossen (lex singularis) verbunden ist, können 
nur unter Mitwirkuug der Kammer im ordentlichen 
Wege der Gesetzgebung ertheilt werden. Dahin ge- 
hören namentlich ausschliessliche Gewerbs- und Handels- 
Privilegien und Monopole; dagegen nicht die soge- 
nannten Erfindungspatente, weil hierbei den übrigen 
Staatsangehörigen nichts von einer bereits vorhanden 
gewesenen natürlichen Befugniss entzogen wird.*' 
Also mit dem Recht des „geistigen Eigenthums/ nicht 
mit einem Monopol, haben wir es zu thun und von einem Redner 
abgesehen, der aber auch im Laufe der Berathung nur miss- 
verstanden worden zu sein erklärte, ist auch im Reichstag 
keine einzige Stimme bei der Debatte über die Anerkennung 
dieses. Rechts gegen dieses letztere laut geworden; mit sicht- 
licher Wärme glaubte man bei der allgemeinen Diskussion 
im Gegentheil immer wieder auf die Sicherstellung der Rechts- 
grundlage hinweisen zu müssen: 

^ich meine es widerstrebt uns Allen, spricht sich 
ein Redner aus, diesen Schutz den Urhebern wie ein 
Almosen entgegenzuwerfen, wir sind eben Alle einig 
in dem Gefühle, dass dieser Schutz nur von der Bru>t- 
wehr des Rechtes aus geführt werden kann und darf," 
für uns ein wohlthuender Beweis dafür, dass das Volk durch 
den Mund seiner gewählten Vertreter eine geläuterte und 

1^) y Rönne dsgl. Leipzig 1872 I. §. 50 pag. 215 und Aum, 2, 
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allgemeine Rechtsüberzeugung zum Gesetz formuliren läset. 
Diese Rechtsüberzeugung setzte sich fest nait der steigenden 
Kulturenty/ickelung ; mit ihr verfeiuert sich derRechtsbegriflf; 
sofern wir diesen nicht mit einem ganz allgemeinen Sittengesetz 
identifiziren, ist er keineswegs konstant, sondern veredelt 
sich im Verhältniss der steigenden Zivilisation; und wie das 
freie jus gentium im alten Rom allmählig über das strenge 
jus civile, das sogar nur einzelne in strengster Form abge- 
schlossene Verträge anerkannte, triuraphirte, so beginnt unser 
feineres Rechtsbewusstsein sich auf Gebieten Bahn zu brechen, 
wo vor einigen Jahrhunderten Folter und Scheiterhaufen als 
Vergeltung dienten. 

Es kann allerdings die doppelte Frage aufgeworfen 
werden : W^rum stellt man denn nicht einfach den Rechts- 
satz auf, sondern greift zu Detail-Bestimmungen, die doch 
im XJebrigen unserer Kodification fremd sind, und wie erklärt 
sich die Befristung dieses Rechts, wie kann das Recht, wie ' 
es beim Autorrecht der Fall ist und wie es doch beim Er- 
findungsrecht der Fall sein muss und wird, nur ein vorüber- 
gehendes sein ? Beide Fragen und ihre Beantwortung fallen 
zusammen. Der Abgeordnete Dr. Bahr suchte bereits mit 
gewohntem Scharfsinn die Erklärung zu geben; er hob 
richtig hervor, dass-wir eine Expropriation ohne Entschädi- 
gung nicht kennen und stellt seine Ansicht dahin auf, dass 
so hoch auch der Autor steht, so begründet auch sein 
Recht ist, er dennoch eingedenk bleiben muss, dass er mit 
seiner geistigen Kraft doch nur in der geistigen Gesammtbildung 
seiner Nation wurzelt und dass er gewissermasseu nur eine 
Schuld abträgt, wenn schliesslich sein Werk der Gesammt- 
bildung der Nation wieder anheimfällt. Es ist dies eine 
Erklärung, die uns mit der Härte des dem Berechtigten 
aufgedrungenen Verzichts wohl zu versöhnen im Stande 
ist; die zeitliche Beschränkung in der Anerkennung 
des geistigen Eigenthums erscheint aber auch im Hinblick 
auf folgende Erwägung noch mehr gerechtfertigt: 

Mit dem Rechtssatze an sich wäre für den .,geistigen 
Eigenthümer^' wenig oder noch nicht genug geschehen, um 
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das einmal gesetzlich anerkannte Recht auch zur vollen Gel- 
tung zu bringen. In unserm bisher bekannten Rechtssystem 
ist die Anwendung des Rechts auf die Rechtsverhältnisse 
dadurch wesentlich erleichtert, dass bei einer behaupteten 
Rechtsverletzung die Person des Verletzenden, die Form und 
der Umfang der Verletzung nicht schwer zu erkennen ist. 
Es kommt hinzu, dass dingliche und Forderungsrechte an 
einen Ort gebunden sind, dass das erstere seine Wirkung 
an dem Orte äussert, wo die Sache belegen ist, das letztere 
da, wo der Schuldner wohnt. Das geistige Eigenthum hin- 
gegen ist seinem Inhalte nach so wenig an einen Raum ge- 
bunden, dass sein Geltungsgebiet sogar über die nationalen 
Grenzen stets hinausreicht, und die Frage, ob eine Rechts- 
.verletzung vorliegt, ist oft derart schwierig, dass. der Gesetz- 
geber schon bei Anerkennung des Urheberrechts an Schrift- 
werken sich mit der Aufstellung des blossen Rechtssatzes 
nicht, begnügen konnte, sondern nothwendig zu weitergehen- 
den Detailbestimmungen greifen musste, um diesen Rechts- 
satz auch wirksam zu machen. Und wenn schon bei der 
vorgenannten Materie diese Rücksicht dahin führte, dass 
man gewisse Erscheinungsformen des Urheberrechts von 
vornherein genau als unter dieses Recht fallend bezeichnete 
und zur Bildung von Sachverständigen-Vereinen und der 
Eintragsrolle schritt, so wird man beim Schutze der gewerb- 
lichen Erfindungen noch weiter gehen müssen, indem man 
in jedem einzelnen Falle durch einen Akt der Staatsgewalt 
— das „Erfindungspatent'' — die Anwendung und Wirk- 
samkeit des Rechtssa+zes garantirt, und damit die Staats- 
gewalt bei einem Konflikt zwischen dem wirklich und an- 
geblich Berechtigten von vornherein als kontrolirender Faktor 
konkurriren lässt. 

Es leuchtet ein, dass also eine gesetzliche Regelung 
des Schutzes an Produkten geistiger Thätigkeit sich nicht 
nur auf das Recht selber, sondern auch auf den Beweis 
desselben erstreckt und es ist eben ein hundertjähriger Irr- 
thum, dass man in dem Rechte des geistigen Eigenthums 
ein Privilegium erblickte, während man 68 nur mit einem 
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privilegirten, d. h bis zu einem s^ewissen Punkte ant'zipirfen 
Beweise zu thun hatte. Auch Rönne ^') zählt, da es an 
einer allgemeinen Anerkennung des Rechts bisher fehlte, 
dasselbe zu den Privilegien (nicht Monopolen), beweist aber 
die Richtigkeit unserer Ansicht, indem er den Gegenstand 
des Privilegiums dahin definirt: 

„Es kann bestehen in der Anerkennung einer 
Befugniss zur Yornahme von Handlungen, welche 
ausserdem einem Jeden als Ausflüsse der natürlichen 
Freiheit zustehen würden, dahingehören: dieGewerba- 
und Handelsprivilegien und Monopole; ^2^ 

oder in der - Zusicherung eines besonderen 
Schutzes gegen mögliche Beeinträchtigungen und 
Verletzungen, welche die allgemeinen Gesetze entweder 
gar nicht oder doch nicht in diesem Umfange verbieten 
oder sogar gestatten : dahin gehöreir z. B. E r f i n • 
duilgspateilte^ Privilegien gegen Nachdruck." ^3) 
Wird also in einem allgemeinen Öesetze, wie dies aus- 
drücklich in den oben erwähnten Regierungsmotiveu gesagt ist, 
das Recht des Schriftstellers und des Erfinders anerkannt 
und ihm ausserdem dieser besondere Schutz gewährt, 
wird dem Berechtigten der Rechtsweg offen gehalten 
(während früher der Verwaltungsbehörde die Entscheidung 
über eine Verletzung zustand) und ihm daneben die Gel- 
tendmachung seines Rechts durch einen solch' privilegirten 
Beweis in so hohem Masse erleichtert, so erscheint die Be- 
fristung des Rechts ah Gegenleistung für die Leistung des 
Staates, und wir vindiziren allerdings der Staatsgewalt die 
Befugniss, bei Erlass eines für das Gesammtwohl so ein- 
flussreichen Gesetzes in dieser Weise dem letzteren Rech- 
nung zu tragen. Diese Gegenleistung für den privilegir- 
ten Beweis muss aber um so bedeutender sein, je grösser 
diese Beweis-Erleichterung ist. Bei Ertheilung von Patenten, 
die ein direktes Beweismittel darstellen, rechtfertigt sich 



") V. Rönne cit 3 Aufl. 1, §. 50, p. 215. 
12) V. Rönne cit. Anm. 1. 
) )» »> »> 2» 
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demnach neben der Befristung auch eine direkte Gegen- 
leistung, die Patentabgabe. 

Aber ist denn die Frage, ob das Urheberrecht an ge- 
werblichen Erfindungen, wie wir das in unserer bisherigen 
Deduktion gcthan, mit dem Urheberrechte an Schriftwerken 
auf dieselbe Stufe zu stellen, diesem letztexen deijh wirklich, 
gleich zu erachten sei, ist die Frage, ob das Recht des Er- 
finders durcli unsere gesetzgebende Gewalt in derselben 
Weise* anzuerkennen und festzustellen sei, prinzipiell 
wirklich in unserem Siime zu entscheiden ? 

Der Berichterstatter über diese Frage im sechsten 
Kongress Deutscher Volkswirthe, derselbe, welcher schon 
in der letzten Session des Reichstages bei Gelegenheit der 
Verhandlung über die Petition, welche den Erlass eines 
Patentgesetzes betraf, sich eingehend gegen die Beibehaltung 
des Erfindungsschutzes aussprach, liess diese Frage offen. 
Er bezeichnete aber das Prinzip, das bei Entscheidung der- 
selben massgebend sein würde, indem er ausführte: 

„Es dürfte mir eingewendet werden, dass das 
von mir aufgestellte Prinzip, nämlich der Unstatthafti^ 
keit eines Rechtsschutzes, ebenso auf das Verlagsrecht 
für Bücher, wie auf das Patentrecht seine Anwendung 
finden müsse. Ganz gewiss! Wenn wir veranlasst 
würden, die Frage des Verlagsrechts vor unser volks- 
wirthschaftUches Forum zu ziehen, so hätten wir zu 
untersuchen, ob das Verbot des Nachdrucks erforder- 
lich sei für die Erhaltung schriftstellerischer Tb ätigkeit 
und somit für den Fortschritt der Kenntnisse, ob es 
mithin gemeinnützig sei? Es ist möglich, dass 
wir bei gleichem Entscheidungsprinzip uns gegen Ver- 
lr3fhung eines Monopols für Erfindungen und für die 
Verleihung eines Monopols für Bücher entscheiden.*' ^^) 
Ist denn die Rücksicht auf die Gemeinnützigkeit 

i*J Faucher, Vierteljahrsschr. für Volkswirfchschaft. Jahrgang 1863. 
III. B. pag. 161. (Prince-Smith.) 
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bei Erlass des Gesetzes über das Urheberrecht an Schrift- 
werken durchschlagend gewesen? Ist die Frage, ob ein 
Yerbot des Nachdrucks für Erhaltung der schriftstellerischen 
Thätigkeit erforderlich sei, denn überhaupt bei unseren ge- 
setzgebenden Faktoren erörtert worden? Man war weit 
entfernt davon, so gering von der Geistesarbeit unserer 
Schriftsteller zu denken, dass man angenommen hätte, ohne 
einen gesetzlichen Schutz derselben würde ein Stillstand 
oder ein Rückschritt eintreten; aber „im Zeitalter des Agio 
hat man auch schon gelernt, das Geisteswerk nach seinem 
metallnen Werth zu wiegen*', man erkannte, dass die Be- 
wunderung und Begeisterung dem Schriftsteller heutzutage 
nicht die Sorge um das tägliche Brod abnimmt, dass ihm 
aus der Arbeit seines Geistes ein Vermögensrecht erwächst 
und dem Produkt dieser Arbeit die Eigenschaft eines seinem 
Urheber zustehenden, übertragbaren, verkaufsfähigen Rechts- 
objekts gesetzlich garantirt werden musste, wenn man einer 
ganzen grossen Gesellschaftsklasse die Früchte ihrer Arbeit 
nicht verkümmern wollte, einer Gesellschaftsklasse, die aller- 
dings in ihrem Wirken für die Blüthe der Nation selbstlos 
genug -war und es sein würde, auch in Entbehrung dieses 
Schutzes ihrem Ziele nachzustreben. 

Wir behaupten nicht im Entferntesten, dass ohne Er- 
findungsschutz die Geistesarbeit auf dem Gebiete der ge- 
werblichen Industrie zum Stillstand käme; der Forschungs- 
trieb des menschlichen Geistes erlosch nicht, als denjenigen, 
die ihm nachhingen, Gefahr an Leib und Leben drohte, er 
wird gewisslich nicht erlöschen, wenn auch ein deutsches 
Reichsgesetz über Erfindungsschutz nicht erlassen wird. 

Aber diese ganze Frage der Gemeinnützigkeit prüfen 
wir an dieser Stelle nicht. Liesse man die Rücksicht auf 
letztere von vornherein und ausschliesslich massgebend seiii, 
so würde man, wie wir doch schon hier betonen wollen und 
später hoffentlich überzeugend ausführen werden, selbst von 
diesem Gesichtspunkt aus einen Patentschutz, sofern er nur 
in richtiger Form gewährt wird, nicht nur nicht für schädlich, 
sondern für wesentlich förderlich erachten; man läuft aber 
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unter obiger Voraussetzung Gefahr, aus einer Frage, bei 
welcher es nur darauf ankommt, das berechtigte Inter- 
esse der Betheiligten und das richtige Interesse des Staates 
in Harmonie zu bringen, eine Parteifrage zu machen. Als 
Parteifrage darf aber nicht die Untersuchung aufgcfasst wer- 
den, ob der Grundsatz des von der Staatsgewalt anerkannten 
Rechtsschutzes auf dem Gebiet des geistigen Eigenthums an 
Schriftwerken nicht ebenso zur Anwendung kommen muss 
auf dem des geistigen Eigenthums an Erfiiidungen, und wenn 
auch wir, wie der Abgeordnete Prince-Smith, uns nicht „in 
Erörterungen über juristische Begriffe verlieren wollen,*' so 
ist es doch nicht genug, sich auf den „praktischen Boden 
zu stellen" und darüber den rechtlichen Anspruch des 
Erfinders nach modernen Rechtsbegriffen ganz und gar zu 
ignoriren. 

Die Verschiedenheit des Verlagsrechts und des Rechts 
des Erfinders wurde nun von einem „juristischen" Mitgliode 
des Kongresses einer näheren Prüfung unterzogen ^•''\) Der 
Beweis einer Verschiedenheit ist aber so wenig erbracht 
worden, dasss wir unter Vorführung der Gründe das Urtheil 
über deren Richtigkeit nicht einem Juristen, sondern jedem 
Gebildeten getrost in die Hand stellen. 

Folgende „durchgreifende Unterschiede' ' bestehen an- 
geblich in juristischer Beziehung zwischen dem Verlagsrecht 
und dem Recht des Erfinders: 

1) „Derjenige, welcher eine neue Erfindung macht, muss 
dem Erfinder selbst an geistiger Ausbildung viel näher 
stehen, als der Setzer dem Schriftsteller/' In wieweit 
hierdurch die Verschiedenheit des Verlagsrechts und 
des Rechts des Erfinders beleuchtet ist, ist allerdings 
schwer zu erkennen. Der Sinn des Satzes kann doch 
nur sein, dass der, welcher eine neue Erfindung nach- 
macht, nicht der, welcher eine macht, dem wirk- 
lichen Erfinder geistig näher stehen muss. Ohne 
diese Erklärung wäre obige Behnuptung absurd, mit 
derselben lautet sie in andern Worten : Da der Rechts- 

^^) Faucher'» Vierteljahrsscbr. cit. qag. 233, 
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verletzer auf einer höheren Bildungsstufe zu stehen 
pflegt, ist er kein Rechtsverletzer. 

2) ,,Im Falle eines Nachdrucks ist ein Irrthum über das 
Werk nicht möglich, die Frage dagegen, ob bei der 
Nachahmung einer Erfindung eine Nachahmung oder eine 
Verbesserung vorliegt, kann sehr zweifelhaft sein." 
Daraus soll also gefolgert werden, dass eine unzwei- 
felhafte Nachahmung berechtigt ist! 

3) „Die Herausgabe eines Werkes hindert nicht an wei- 
terer Forschung, das Patentwesen hindert an derselben/^ 
Sollte also ein Patentgesetz zu Stande kommen, so 
ist mit der Ertheilung eines einzigen Patentes die 
Gesetzgebung gegenstandlos geworden. Diesem Grunde 
sieht der vierte und letzte ähnlich: 

„Weil das Verlagsrecht es befördert, dass der 
Inhalt neuer Forschungen einem Jeden zugänglich 
wird, während das Patentwesen nur zur Verheimlichung 
beiträgt, besteht in juristischer Beziehung zwischen 
dem Verlagsrecht und dem Recht des Erfinders ein 
so durchgreifeiader Unterschied, dass beide unmöglich 
gleich gestellt werden können." Wenn also ein zur 
Wahrung des Rechts erlassenes Gesetz die Ver- 
öffentlichung des ertheilten Patentes verlangt, so 
würde die juristische Natur dieses Rechts plötzlich 
eine andere. 

Schäffle („die national-ökonomische Theorie der aus- 
schliessenden Absatz Verhältnisse") hat bei seinem versuchten 
Nachweise, dass ein künstliches Surrogat der Lohn- und 
Rentenfunktion in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
der Erfindungsausbeutung zur Befriedigung der distributiven 
Gerechtigkeit nicht nöthig ist, den Patentschutz auch dem 
Autorschutz gegenübergestellt und die Nothwendigkeit des 
er&teren verneint. Diese „wunderbar einfache Funktion der 
distributiven Geröchtigkeit*'* über welche derselbe Gelehrte 
in der „Augsburger Allgem. Ztg.^' eine Reihe von Auf- 
sätzen im Jahre 1867 veröffentlichte, setzt aber eine Aner- 
kennung des Rechts voraus. Ohne diese letztere fehlt der 
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distributiven Gerechtigkeit der Boden, auf dem sie wirksam 
werden kann. Sehäff le prophezeite auch- dem Aütorschutz 
am Schlüsse der obengenannten Abhandlung (Pag, 275) 
nichts Gutes. „Es fand sich wirklich, schreibt er, dass ge- 
gen die durch Autorschutz geschaffenen ausschliessenden 

.Absatzkreise, ganz abgesehen von der Patenttheorie, sehr 
gewichtige Bedenken sich erheben lassen und in nicht zu 
ferner Zukunft vielleicht auch allgemeiner erheben werden/' 
Es war dies im Jahre 1867; im Jahre 1870 wurde zur Be- 
friedigung aller Schriftsteller und betheiligten Künstler das 
Gesetz über das Urheberrecht publicirt. 

Wir halten es im Hinblick auf die Frage, ob, nachdem 
das theoretisch angefochtene ,, geistige Eigenthum" eine ge- 
setzliche Regelung gefunden, aus dem Grundsatz des glei- 
chen Rechts für Alle auch die Berechtigung des Erfindungs- 
schutzes hergeleitet werden müsse, nicht für unwesentlich, 

' darauf hinzuweisen, dass die Regierungsmotive zu dem Ge- 
setzentwurf betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken 
auch die Werke von 0. Wächter und Klostermann als solche 
bezeichneten, welche namentlich zu dem gedachten Ent- 
würfe benützt worden sind. AVächter ^"^J beginnt seine Dar- 
stellung mit -dem Satze: 

„In dem Rechtsbewusstsein liegt das. Postulat, dass 
■ der Urheber eines geistigen Erzeugnisses als solcher, in . der 
Weise geachtet werde, dass ihm die Früchte seiner Thätig- 
keit gegen Eingriffe Dritter gesichert bleiben." Er zitirt 
gleichzeitig den Ausspruch des Frhrn. von Cotta in der 
würtembergischen Kammer: „Nicht allein der Schutz des 
Eigenthums ist die Aufgabe des Rechtsstaats, sondern auch 
der Schutz .der Arbeit und des Arbeitsverdienstes." 

In Bezug auf die eingehende und scharfsinnige Be- 
handlung dieser Materie in demselben Werke Klostermann's, 
in welchem, er das Urheberrecht darstellt, hegen -vir nur 
den Wunsch und die Hoffnung, dass bei der Vorberathung 
eines einschlägigen Gesetzes dessen Untersuchungen die 

16) 0. Wächter, cit. 
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gleiche Beachtung zu Thcil werde, wie es bei dem Gesetze . 
über das Autorrecht der Fall gewesen. Ja , ein anderer 
ausgezeichneter Schriftsteller auf dem Gebiete des geistigen 
Eigenthums *') bezeichnet in einer Abhandlung über den 
Kechtsschutz gegen Nachdruck die Erfindung gerade zu 
„als das erste, ursprünglichste, wahrste Objekt eines s\ g. 
geistigen Eigenthums/^ 

Die französische und engliche Jurisprudenz hat die 
Gleichartigkeit zwischen dem Rechte des Erfinders und dem 
des Schriftstellers längst allgemein anerkannt und auch die 
deutsche Jurisprudenz wird dieser Auffassung folgend dem 
geistigen Eigenthum in allen seinen Erscheinungöformen seine 
Stellung im System schon anweisen, wenn der Gesetzgeber 
bei Anerkennung dieses geistigen Eigenthums denselben 
einfachen und .richtigen Weg einschlägt, den. er bei Sank- 
tionirung des Urheberrechts inne gehalten hat. Die Schwie- 
rigkeit, den Gegenstand des Patents erschöpfend zu defini- 
rcn,* darf aber nicht dahin führen, das Recht des Erfinders 
aus dem Kreise des geistigen Eigentliurasrechts auszii- 
schliessen. , 

Die Gründe nun, welche die dem Erfindungsschutz 
nicht geneigten hervorragenden Vertreter dc^r Freihandels- 
schule, — wir erwähnen Prince-Smitli, Paucher. Michaelis — 
gegen die Pcitente geltend machen, .lassen sich in zwei grosse 
Gruppen scheiden; solche, die das dem Reclitsbewnsstsein 
unserer modernen Kulturzustände enstpringciide moralische 
Recht und die Ifothwendigkeit eines Rech ts Schutzes negiren; 
— ^ diese werden hier ?u prüfen haben; — und solche, 
welche die Gemeinnützigkeit der Patente verneinen; diese 
letzteren hängen , wie wir später kurz ausführen wollen, 
mit der Unzalänglichkeit der bestehenden Form des Rechts- 
schutzes zum grossen Theil zusammen, und führen, so weit dies 
der Fall ist, wie wir sehen werden, in ihrer Konsequenz dahin, 
einerseits eine Reform. der Gesetzgebung, andererseits aber 
die Beibehaltung des Erfindungsschutzes auch im höheren 

17) Priedläuder, cit. pag. 18. 
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Interesse des Staates absolut nothwendig erscheinen zu 
lassen. 

Es wird namentlicli gelehrt, dass die Wissenschaft die 
Quelle des Erfindungsgeistes sei, dass jeder Erfinder als 
Erbe der Jahrhunderte nur die Geistesarbeit früherer und 
mitlebender Forscher benutze, dass das neue auf der voran- 
gegangenen geiptigen Arbeit ruhende Produkt der Indivi- 
dualität entbehre und man doch weit davon entfernt sei, 
den wiBsenschaftlichen Forschern auf ihre Entdeckungen ein 
Patent zu ertheilen. 

Man könnte nun die Frage aufwerfen, *ob denn die 
Schriftsteller der Geistesarbeit der Mit- und Vorwelt weni- 
ger verdanken als die Erfinder? In einem gegen den Er- 
findungsschutz gerichteten Artikel, der im Uebrigen die alte 
Wäsche vulgärer Einwände frisch gebügelt auftischt, und 
dessen Verfasser allerdings Mitglied der ständischen Depu- 
tation des Kongresses deutscher Volkswirthe ist ^^), wird eine 
Unterredung Goethe's mit Eckermann erwähnt. Auf des 
letzteren Bemerkung, es komme in der literarischen W^elt 
häufig vor, dass man an dieses oder jenes Mannes Origina- 
lität zweifelt, erwidert Goethe: „Das ist sehr lächerlich, wir 
bringen wohl Fähigkeiten mit, aber unsere Entwickelung- 
verdanken wir tausend Einwirkungen einer grossen Welt, 
aus der wir uns aneignen, was wir können und was uns ge- 
mäss ist/ — Aus den Worten : „das ist sehr lächerlich^ 
wird nun jeder mit uns den einfachen Schluss ziehen, dass 
der Originalität eines Mannes dadurch kaum Abbruch ge- 
schieht, dass er das Material zu seinem Werke den wissen- 
schaftlichen Resultaten der Mit- und Vorwelt entnimmt, wie 
ja auch das Produkt seines geistigen Schaffens als wissen- 
schaftliches Resultat der Nachwelt zu Gebote stehen wird. 
An dem angeführten Orte wird aber mit vielem Behagen 
in Goethe's Worten eine indirekte, aber vernichtende Kritik 
„der Grundaufgabe des Patentwesens" , des s. g. ^Eigen- 
thums an einer Idee'' gefunden; und doch giebt es keine 



Eras, „Ans der Prayi»" ßreßlau, 1872. pag. 126. 
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80 grundfalsche Anschauung über die Grundaufgabc des 
Patents wie die des Eigenthums an Ideen. Es denkt^kein 
Mensch in der Welt daran, Ideen zu patentiren; es wäre 
dies auch aus dem einfachen Grunde ein vergebliches Be- 
mühen, weil hier die Justiz ohne Exekutivgewalt wäre. 
Das Bedürfniss der Staatsgesellschaft nach dem Schutze der 
Produkte geistiger Arbeit erstreckt sich auf diejenigen und 
nur diejenigen Produkte, welche eine vermögensrechtliche 
Nutzung ermöglichen^ welche einen direkten Handelswerth 
haben. Nicht um Patente für Entdeckungen^^) handelt es 
sich, sondern um Schutz für Erfindungen, für die originellen 
technischen Nutzanwendungen der Entdeckungen, d. h. der 
rein wissenschaftlichen Entdeckungen, die wir hier stets im 
Auge haben. Man lenkt vollständig von dem Gebiete einer 
Patentgesctzgebung ab, wenn man den Anspruch des Erfin- 
ders mit dem des Entdeckers identifizirt, wie dies bei der 
Debatte über diese Frage beim sechsten volkswirthschaftlichen 
Kongresse und von dem Mitgliede desselben im Reichstage ge- 
schah. Ein hervorragendes Mitglied dieses Kongresses, der 
auch im Reichstage sitzt und die "schrankenlos freihändlcri- 
schen Ideen des Abgeordneten Prince- Smith theilt, Dr. 
Braun, hat unter grossem Aufwände geschickter Beredsam- 
keit ganz denselben Standpunkt verfochten, als es sich um 
den Schutz des Urheberrechts an Schriftwerken handelte. 
Wenn es eines Beweises, dass es kein Eigenthum an Ideen 
giebt, noch bedürfte, so wäre er durch den Inhalt seiner 
Rede erbracht. Und was wurde aus der Vertheidigung die- 
ses Grundsatzes, als der Schutz des Urheberrechts im Prin- 
zip vom Reichstage angenommen war und die Annahme 
fast durchweg von Vertretern aller Partheien dadurch be- 
gründet wurde, dass dies Recht auf einen uneingeschränk- 
ten Gcnuss der Frucht geistiger Arbeit ein Ausfluss unseres 
modernen Rechtsbewusstseins sei? Derselbe Abgeordnete 
erklärte in seinen Zielen missverstanden zu sein, er habe 



^^) Nicht darum, „einen Gedanken zum Gegenstande eines Kechts 
zu machen" wie Hack in der Zeitschrift für die gesammte Staats- 
wisBenschaft, 23. Jahrgang 1867 pag. 89 anzunehmen scheint 
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nur den Schutz in anderer noch wirksamerer Form herbei- 
führen wollen, ja er sagt ipsissimis verbis : 

,;Ist der Patentschutz kein geistiges Eigenthum ? 
— Ich wünsche, dass wir ein einheitliches Bundes- 
gesetz üb*er das geistige Eigenthum und alles, was da- 
mit zusammenhängt, zu Stande bringen. . . . Die gei- 
btigen Urheber müssen belohnt werden, das fordert 
nicht allein deren Interesse, das erfordert das Interesse 
der Nation, das erfordert das Interesse des Staates/' 
Die Verwechslung zwischen einer Eatdeckung, die kei- 
nen Tauschwerth hat, obschon sie mittelbar, in ihrer An- 
wendung, einen direkten Vfermögenswertli repräsentiren kann 
und zwischen der Erfindung, die gerade in der technischen 
Anwendung wissenschaftlicher Entdeckungen besteht, trübt 
ungemein selbst das Urtheil solcher Männer, die sich vor- 
wiei^end mit der Berechtigung eines Erfindungsschutzes be- 
schäftigt haben. So verführerisch auch die Behauptung klingt, 
dass kein Grund vorhanden sei, die Erfinder anders zu stelleD^ 
als" die Männer der Wissenschaft,' denen sie alles verdanken, 
so unberechtigt ist dieselbe Es ist Grrund vorhanden, den 
Erfinder anders zu stellen. Die Arbeit des Gelehrten ist zu- 
nächst -nicht auf direkten Erwerb gerichtet; in dem grossen 
Forscher achtet und schätzt man den Geist und diese Ach- 
tung sichert ihm eine Lebensstellung; er hat ein Interesse 
daran, dass das Resultat seiner Forschung möglichst ver- 
breitet werde, die persönliche Anerkennung ist sein nächster 
Lohn, diesem folgt in der Hegel der weitere Lohn, der ihm 
durch das Gesetz zum Schutze des Urheberrechts gesichert 
ist und. den ihm Niemand rauben kann, endlich seine unr 
seren modernen Lebensverhältnissen entsprechende Verwen- 
dung an öffentlichen Anstalten oder in anderer Weise. Zu 
alle dem kommt, dass seine Forschungen als blosse Geistes- 
arbeit keinen Aufwand von Kapital erheischen. Dem gegen- 
über ist die Arbeit des Erfinders auf Erwerb, gerichtet; in 
dem Produkt seiner • Thätigkeit und der Verwerthung des- 
selben steckt sein Lohn; jede Nachbildung ersetzt sein 
Werk vollkommen, ihn schützt nicht, das Gesetz über das 
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Urheberrecht, er ist endlich zur Yerwendung von Kapital 
gezwungen, um sein Ziel zu erreichen und der angebliche 
Vorthell der Erstigkeit, auf die auch Schäffie so grosses 
Gewicht legt, wird zum Hohn, sobald sich seine Erstigkeit 
rentirt. Der rentable Vertrieb einer Erfindung ist nach dem- 
selben Schriftsteller auch ohne Monopol gesichert, thcils 
durch gute Bezahlung und Tantieme-Betheiligung schöpferi- 
scher Arbeiter, theils durch Benutzung eines schon gegebe- 
nen Kundenkreises, theils durch Benutzung des Kredits, bei 
dem t'Jchtigen Technikern näherstehenden Kapital. Mit sol- 
chen Gründen die JSTothwendigkeit des Patentschutzes, (den 
wir nicht mehr mit Monopolschutz bezeichnen), verneinen, 
heisst einen- Fisch in's Wasser werfen, um ihn zu ersäufen. 
„Die gute Bezahlung," „die Tanti^mebetheiligung,*' „die 
Benutzung des Kredits^^ stehen dem Erfindungsschutz nicht 
entgegen, sie setzen ihn voraus. Die „Benutzung 
des gegebenen Kundenkreises^' und das Prinzip der unge- 
fesselten Konkurrenz sind für uns unvereinbare Begriffe, 
wenn man nicht an die Möglichkeit der Geheimhaltung 
glaubt, oder, wie dies bei Krupp der Fall, ist, das Vorhan- 
densein genügenden Kapitals voraussetzt, das sich der arme 
Elfinder erst suchen, muss und das er erst an der Hand 
eines freien Patentschutzes finden kann. Man überrascht 
mit der Frage: Wesähalb soll der Staat seine Hand dazu 
leihen, dass Einzelne zu ihrem alleinigen Nutzen und auf 
Kosten der Gesammtheit die Entdeckungen ausbeuten, welche 
grosse Männer mit freigebiger Hand zum Wohle der Ge- 
sammtheit der ganzen Welt als Geschenk darbieten? Und 
man versäumt es, mit oder ohne Absicht, die Frage richtig 
dahin zu fassen: Soll der Staat seine Hand dazu leihen, 
dass Einzelne die Entdeckungen, — die allerdings der gan- 
zen Welt angehören, dem Erfinder, auch dem patentirten, 
nicht mehr. wie jedem andern — , dass also Einzelne diese 
Entdeckungen erst verwerthbar machen, sie aus dem Be- 
reiche der blossen Wahrnehmung und Kenntniss in das 
Gebiet des gewerblichen Lebens hineinziehen und sie da- 
durch erst wahrhaft zu einer Wob Ithat für die Gesammtheit 
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machen? Die Entdeckung der bewegenden Kraft des 
Dampfes, der Eigenschaft des Kohlenwasserstoffs als bren- 
nenden Leuchtgases, der Berührungselektrizität, des Einflus- 
ses des elektrischen Stromes auf den Magneten, der Spek- 
tral- Analyse, sie sind für die Wissenschaft von höchster Be- 
deutung und der Werth der Idee gehört dem Entdecker; 
aber ihre Verwerthung für die Indusrrie, für die materielle 
Produktion, ist Gegenstand einer ganz neuen Thätigkeit, die 
unabhängig ist von der Thätigkeit des wissenschaftlichen 
Forschers. Sie besteht in der Aufgabe, dos Bedürfniss einer 
Ausführung solcher Entdeckungen zu erforschen und durch 
unmittelbare praktische Anwendung dieser Idee das Bedürf- 
niss des gewerblichen Verkehrs zu befriedigen* Die Lösung 
dieser Aufgabe erzeugt aber nicht mehr eine neue Idee, 
sondern ein neues Vermögensobjekt, einen neuen Handels- 
gegenstand und man möchte diesem Rechtsobjekt den 
Rechtsschutz verweigern, weil man die Schwierigkeit dieser 
Aufgabe von dem Studirzimmer aus allerdings leicht ver- 
kennt, weil man vcrgisst, dass mit der wissenschaftlichen 
Entdeckung eineä chemischen Prozesses, eines physikalischen 
Gesetzes^ erst das Problem der industriellen Verwerthung 
gestellt wird und in den meisten Fällen die Lösung dieses 
Problems nicht nur technische Begabung und Kenntnisse, 
ein bewusstes Forschen und oft langjährige Versuche, son- 
dern meisst einen Aufwand von Kosten, eine Verwendung' 
von Kapitalien, voraussetzt. 

Der Geist ist freigebig, die Entdeckungen werden nie 
fehlen; aber wenn sie für die Industrie werthvoU werden 
sollen, muss der Techniker seine praktischen Studien an der 
Thatsache der Entdeckung beginnen und sich zur Port- 
setzung und Beendigung derselben ium die Mithülfe des 
weniger freigebigen Kapitalisten bewerben. Man bestreitet 
aber, um die Berechtigung des Erfinders zu negiren, seine 
selbstständige Thätigkeit in so hohem Grade, dass nicht 
nur Michaelis auf dem Kongress, sondern auch Prince-Smith 
im Reichstage die Patente als eine Art Lotterie bezeicn- 
neten. Wie gefährlich es aber ist, so bestechende Vergleiche 
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zuziehen, dte allerdings auf den ersten Blict <Jürch ihre 
Aehnlichkeit übemischen, aber nur das .eine Resultat zu 
Tage fordern, dass man den praktischen Boden verlässt, 
die sacbgcmässe Erörterung darüber vergisst,- das ergiebt. 
sich aus den. Ausführungen j die derselbe Redner zwei Mi- 
nuten später macht. Wir fuhren an der Haid der. steno- 
graphischen Berichte seine eigenen Worte an: 

\ Ziir praktischen. Herstellung einer Erfindung, ge- 
. hören: erstens die geniale Idee, der glücklibhe Einfall • 

zy/eitens physikalische und technische Kenntnisse; 
. drittens technische Geschicklichkeit; viertens Kapital 

und fünftens kaufmännische Gewandtheit zur Ver- 

werthung. , 

Princc-Smith wollte mit dieser'Äusfiihrung..allerding8 
nicht die Aehnlichkeit der Erlangung eines Pcatents mit 
einem Lotteriegewinn beweisen, sondern nur auf die Gefahr 
der Verheimlichung hindeuten; Wir fragen aber: 

Wenn zur Herstellung einer EriBndung so Vieles *ge- 
höit, theoretische . und praktische Befähigung, Kapital und 
kaufmännische Gewandtheit^ wenn dies die Voraussetzungen 
sind, um ein Patent zu erreichen; darf man dann von einem 
glücklichen Lotteriegpiel sprechen, wenn eine patentfähige 
Erfindung wirklich patentirt wird ? Ist es nicht gradezu eine 
contradictio in adjectOj zu sagen, dass Fähigkeit, Arbeit und 
Kapital zur Erfindung gehören und zugleich die Erfindung 
als ein Werk des Zufalls> als einen Lotteriegewinn, zu be- 
zeichnen?- Zudem ist der unzutreffende Vergleich auch un- 
logisch. Ist denn ein Patent von vornherein ein Gewinn 
für den man, wie Michaelis selbst sagt, Vermögen, Gesund- 
heit, Lebenskraft einsetzt? Nach unserer Auffassung ist das 
Patent die einfache Anerkennung eines Rechts des Erfinders 
an der Frucht seiner Arbeit, es i-t das Mittel, einen Ge- 
winn zu erzielen, welchen Werth dies Recht hat, das bo- 
\irtheilt das konsumireiide Publikum. Mit dem blossen Pa- 
tent ist nichts gewonnen, bei einer richtigen Patentgesetz- 
gebung sind eventuell nur die Kosten damit verloren. 

Kach allem diesem betrachten wir e\ keineswegs als 
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eine Missbilligung, sondern nur als eine Bestätigung unserer 
Auffassung, nach welcher dem Erfinder ein Recht auf Schutz 
zusteht, wenn die gewichtigsten Gegner dieses Schutzes an 
die Stelle der Patente eine andere Belohnung gesetzt wissen 
wollen. Prince-Smith erklärte, dass der Zweck eines Pa- 
tents unmittelbar die Belohnung eines Erfinders ist, und 
dassL die Beförderung von Erfindungen für die Industrie und 
den Volkswohlstand von so grosser Wichtigkeit ist, dass 
wir ein Interesse haben, angemessene Opfer zu bringen; er 
will nur ein zweckdienlicheres Mittel; Michaelis deutete auf 
die freiwillig dargebotene Entschädigung hin, Braun will 
eine noch weitgreifen dero Form der Entschädigung, als die, 
der Patente, er sucht sie in einer Art Tantieme, Faucher 
endlich schliesst seine Kede gegen den Patentschutz mit 
den Worten: 

„Wenn wir es erst einmal dahin gebracht haben, 
dass, wie die Italiener ihren Leonardo da Vinci, so 
wir den Erfinder der Mule oder irgend einer anderen 
grossen technischen Erfindung belohnen, dann stehen 
wir in der Volkswirthschaft nicht mehr auf. dem Bo- 
den des blossen personlichen Eigennutzes, nein dann 
stehen wir auf religiösem, auf dem breiten Boden der . 
Volksmoral, und diesen Zustand herbeizufuhren, das 
ist die wahre Aufgabe des Individuums/' 
Stiitt des letzteren nicht gerade erwarteten breiten Nach- 
satzes hätten die Worte genügt: dann brauchen wir 
den Patentschutz nicht mehr, der neuerdings in der bisher 
gekannten Form grosse Unzuträglichkeiten mit sich führte. 

Diese Ansicht der Gegner eines Erfindungsschutzes 
treffen mit unserer Ausfuhrung in der Spitze zusammen •. 
Auf irgend eine Weise muss der Erfinder belohnt, entschä- 
digt, wie wir es nennen, rechtlich geschützt werden; die 
Ansicht der preussischen Regierung, die der Kanzler d^s 
vormaligen Norddeutschen Bundes bei seinem unterm 10. 
Dezember 1868 an den Bundesrath gerichteten Antrage da- 
hin formulirte, dass zur völligen Beseitigung des Patent- 
wesens für den Bereich der Bundesgewalt zu schreiten sei. 
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oline daBB eine andere Form der Entschädigung, um sie ein- 
mal 80 zu nennen, an die Stelle trete, diese Ansicht wird 
also nicht einmal von den Führern der Antipateatbe- 
-wegmng geltend gemacht. 

Die Nationalbelohnung für Erfinder ist aber a priori 
zu verwerfen, da man in dieser Weise die Anerkennung 
iies Rechts des Erfinders nicht umgehen darf; sie ist ferner 
zu verwerfen, weil todte Buchstaben kein Gesetz sind. Denn 
wenn wir bedenken, dass Napoleon die Dampfschifffahrt als 
die Illusion eines Thoren, Humboldt die Telegraphie als 
ein Stubenexperiment, Dominique Frangois Arago die Eisen- 
bahnen als eine unfruchtbare kostspielige Verkehrseinrich- 
tung ansahen, während der optische Telegraph als eine 
grosse Erfindung betrachtet wurde, dann sehen wir in dieser 
Form der Belohnung eher einen Akt der Ungerechtigkeit, 
als der Gerechtigkeit, dann warnen wir vor einem Verfah- 
ren, bei dem die unbefangenste wissenschaftliche Kommission 
zu Fehltritten und Missgriffen schreiteu müsste *) Die Ent- 
deckungen, die wissenschaftlichen Voraussetzungea für Er- 
findungen zu fordern, ist Aufgabe des Staats. Durch Ein- 
richtung von Bildungsanstalten, durch Ausstattung derselben 
mit reichen Mitteln und tüchtigen Lehrkräften , muss der 
Staat zu denselben anregen. Die Anwendung der Ent- 
deckung, die Verwerthung der Erfindungen fällt in das 
Gebiet des Handels und Verkehrs, Der Schutz der Erfin- 
dung ist nur eiu Schutz des Besitzes eines Handelagegen- 
standes, eines Verkehrsobjekts , und wenn der Berechtigte 
nur einen zeitlich begrenzten Schutz verlangt, um nach vcr- 
hältnissmässig kurzer Zeit sein Sondergut zum Gemeingut 
zu machen, so muss dieses gerechte Verlangen nach einer 
gesetzlichen Anerkennung unbedenklich erfüllt worden. 



*) WMr verweisen hier auf einige im Jahre 1S69 erschienenen Ar- 
tikel 4er ^Yolks-Zeitung*^ ; dieselbe spricht sich, obgleich deren Tendenz 
lieber picht auf Conservirung lästiger Monopole gerichtet ist, auft £nt» 
sehiedenste f&r Beibehaltun|f des Patentschutzes itus* 
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Die Tantieme, eine Prämie für jede Anwendung der 
Erfindung wäre allerdings die ideal gerechteste Entschädi- 
gung. Sic scheitert aber an derKöntrole und wir brauchen 
uns nicht allzusehr über die Unausführbarkeit dieser Ent- 
schädigung zu beklagen, weil eine liberale Reform unserer 
Patentgesetzgebung in ihrem Erfolge einen Ersatz bietet, 
mit dem der Erfinder zufrieden sein kann und bei dem unsere 
Kation in die ileihe der . schöpferischen Nationen, auf iu: 
dustriellem Gebiete eintreten wird. 



Wenn es wahr ist, dass dem Ei-finder im Erfindungs- 
schutze nur die Anerkennung seines guten Rechts , nicht 
aber die Ausbeutung eines Monopols garantirt wird, so ist 
damit auch der Einwand zurückgewiesen, dass die Batente 
gegen 'das Prinzip der Gewerbefreiheit Verstössen. Nur die 
unglückselige Auffassung des Patents als eines Monopols hat 
bis heute ' das Patentwesen als mit der Gewerbefreiheit un- 
vereinbar erscheinen lassen, die Widerwärtigkeiten und Ua- 
zuträglichkeiten in der Handhabung unserer ungenügenden 
Patentgese(zgebung schob man einfach den Patenten als 
Monopolen in die Schuhe. Und doch ist gerade die.Ge- 
Werbefreiheit die wesentliche Vorbedingung eines frei- 
heitlichen Erfindungsschutzes. Die Gewerbefreiheit stellt 
doch nichts anderes dar, als einen Appell an die individuelle 
Leistungskraft, der Gesetzgeber steht mit ihr auf dem idealen 
Boden freiester Gerechtigkeit, er besiegelt mit ihr den ersten 
Grundsatz der Staatsidee, darauf gerichtet, dass Jeder, sich 
innerhalb der Grenzen frei bewege, die er sich ohne Ver- 
letzung. Anderer gezogen hat. .Es' ist aber. eine trügerische 
Anschauung, wenn man annimmt, dass der Erfinder, wenn 
er seine Erfindung ausschliesslich verwerthen darf, die na- 
türliche Produktions- und Verkehrsfreiheit hemme, - Es ist 
eine Art voT{{yov TiQoieQOP* Unnatürlich ist es nur, dass ein 
Dritter das ausschliessliche Produkt nieiner ureigen eriGeistes- 
thätigkeit beliebig zu söiuem Vortheil benutzen soll. Das 
>Volil 4er Gesammtheit,' ist bis ^:5tir füglich letzten Grenzse 
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gewahrt, wenn der Erfinder nach gewisser Zeit auf dies sein 
begründetes Recht verzichtet; zuerst ist aber dies begrün- 
dete Hecht des Erfinders da, nicht das des übrigen Publi- 
kums; nicht er greift in das Eecht Anderer ein, sondern 
Andere in -das seinig'e, wenn der Gesetzgeber ihm den Schutz 
versagt; nicht die zeitliche Einschränkung der Produktion, 
sondern der Eingriff in die natürliche Recbtssphäre gewisser 
Personen ist eiue Vergewaltigung. Gewerbefreiheit und Er- 
findungsschutz stehen genau in demselben Verhältnisse wie 
Pressfreiheit und Schutz vor Nachdruck. Beide schliessen 
sich zwar aus, beide aber resultiren aus einem freien, sitt- 
lichen Staatswesen. Um aber auch hier die Richtigkeit 
unserer Ansicht zu stützen, berufen wir uns auf die Ge- 
werbeordnung sßlbst. Die Motive zu §. 7 und 8 sagen 
gradezu, däss die aus deftnBesitze von Patenten entspringenden 
Befugnisse den ausschliesslichen Gewerbeberechtigungen in 
ihrem Inhalte durchaus nicht gleichstehen, da dieselben nicht 
unmittelbar das Recht tum ausschliesslichen Betrieb eines 
Gewerbes gewähren. 

Wiederum müssen wir aber auf die' schon des öfterii 
erwähnte Erscheinung hinweisen, dass ein auf den ersten 
Blick auffallend richtiger Satz näher betrachtet ein Fehl- 
schluss ist. Die Patente beschränken nicht nur nicht die Ge- 
sammtheit in der Benutzung, sondern sie sind es, welche 
erst die Erfindung gebrauchfähig machen und ihre Anwen- 
dung ermöglichen. Mit der Anerkennung des Sacheigen- 
thums ist dessen Werth gegeben, mit. der Anerkennung des 
„geistigen" Eigentbums ist erst dessen Verwerthung gegebeh- 
Sind nicht deutschö Erfindungen, wie die Telegraphie, der 
telegraphische Buchstabendruck, die Cementstahl-Fabrikation, 
das Anilin in's Ausland gewandert, um dort das Kapital zur 
Ausführung zu suchen? Jeder deutsche Kapi4»list scheut 
sich, die ersten Kosten herzugeben, die für Versuche, Kon- 
stmktionen, Modelle nothig sind, wenn er hinterher seines 
Eigenthums nicht sicher ist. Wir haben oben auögefuhrt, 
dass der Erfindungsgeist mit ^er Aufhebung des Erfindungs- 
schutzes sicher nicht erlöschen wird. Aber die Aussicht? 
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dass bei der Yeroffentlichung der Erfindung aacli die ftus- 
schliesslicbe Benutzung verloren ht und die naheliegende 
Goheiflihaltung wird so sicher unseren- industriellen Fort- 
schritt hemmen, als der Mangel eines Eisenbahnmonopols 
uns die Benutzung der Eisenbahn erst nach langen Jahren 
ermöglicht hätte. Wir sprechen vom industriellen Fort- 
schritt; dass unsere Industrie nicht still stehen wird, 
glauben wir den Gegnern eines Erfindungsschutzes gern; 
aber der letztere bezweckt auch nicht, unsere Industriellen 
zu bereichenij sondern den Erfinder zu schützen. Und wenn 
es vorkommt, dass ein Industrieller neben seinem Etablisse- 
ment und seinen Mitteln auch die geistige Fähigkeit besitzt, 
um neue Erfindungen zu machen, so ist sein Anspruch auf 
Schutz der Frucht seiner geistigen Arbeit nicht geringer, 
als der Anspruch eines vermögenden Schriftstellers, eines 
reichen Künstlers auf Schutz seines^ Urheberrechts. Das ge- 
meinsame Interesse des Erfinders und der Gesellschaft ver- 
langt die wenn auch nur beschränkte Sicherstellung des 
Rechtes an der Erfindung. Es ist eine arge Täuschung, 
wenn man annimmt, dnss es durchaus keiner Anregung mehr 
bedürfe, um das Bedürfniss nach Erfindungen zu befriedigen; 
beraubt man den Erfinder der Möglichkeit, auf Grund des 
ihm gesetzlich garantirten Rechta durch ein Rechtsgeschäft 
sich den Lohn seiner Arbeit zu sichern, so wird die trau- 
rige Erscheinung, die schon bisher unter der Geltung unserer 
schlechten Patentgesetzgebung zu Tage trat, noch häufiger 
werden. Die Wohlthaten einer freien Konkurrenz werden 
sich auf möglichst billige und möglichst schlechte Nachah« 
mungen beschränken, der strebsame Techniker wird ge- 
zwungen, seinem Yaterlande mit seiner Erfindung den Rücken 
zu kehren, wenn sie ihm gewinnbringend werden soll, und 
die deutsche Industrie wird noch weit mehr hinter der eng- 
lischen und amerikanischen zurückbleiben, als dies schon 
leider bisher der. Fall war. Es ist eine Täuschung, anzu- 
nehmen, dass bei dem heutigen Stande der Industrie die 
Erfindungen mit dem Bedürfniss zusammengehen würden, 
dass die freie Mitarbeit Aller weit eher dies, Bedürfnis be- 
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friedige. Ein Rückblick auf die Erfindungen der letzten 
Jahre zeigt, daas wir den langjährigen Studien und Ver- 
suchen Einzelner die staunenswerthen Resultaite unserer 
Technik verdanken ^o) und gerade die Nationen, welche die 
grosste Anzahl Patente verleihen, leisten Neues und Schöpfe* 
risches; unsere Industrie arbeitet vorwiegend nach, alle 
nennenswerthen Erfindungen der Neuzeit, zum Theil deut- 
schen Ursprungs, sind erst aus dem Auslande zu uns herüber- 
gekommen, um zur Anwendung zu gelangen, nachdem sie 
bereits eine Reihe von Jahren dort benuts^t wurden. 

Es ist unwürdig, die angebliche Blüthe der Industrie 
als Deckmantel unserer geistigen Armuth, unserer matten 
eigenen Produktion zu benutzen und thoricht zugleich. Trotz; 
dem auch in England und Amerika Klagen über die unvoll- 
kommene Patentgesetzgebung laut wurden, sind diese Länder 
doch weit davon entfernt, die Blüthe ihrer Industrie durch 
Beseitigung des Patentschutzes zu untergraben; in England 
hat sich eine zu diesem Zweck niedergesetzte Kommissioa 
für Beibehaltung des Erfindungsschutzes ausgesprochen ; und 
bezeichnend ist die Antwort eines Staatsraths auf desfallsige 
Frage des Präsidenten der Kommission: Aus Rücksichten 
der Klugheit halte ich es für geboten, dass. unser Land den 
Patentschutz beibehalte, selbst wenn die ganze Welt den- 
selbe.! abschaffen würde; wir würden dann injmer an der 
Spitze der Industrie gegenüber derjenigen jedes anderen 
Landes uns befinden." Diese Antwort erscheint uns als die 
Bestätigung nachstehenden vor 30 Jahren publizirten Urthoils 
eines andern Engländers : „The fear of in vading public right, has 
prevented the redress of private wrong, under the delusion, 
which, I trust, will not nmch longer prevail, that the public 
has a greater interest in a quick revcrsion of second-hand 
patterns, than in a quick succession of new designs, the natural 
result of that active and honorable competition which pro- 



*•) Vgl. Rau, OrundsStzo der Vtilkswirthschaftspolitik, Heidel- 
berg J89I, 8. 203 a. Anin. c, der die Ansichten Schäffle's keineswog» 
ikeilt 
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tectfön- aloiie;cftn pro4uce:*' (James Thomson. ;.A Letter, 
to Sir Kobeit Peel. London 1840.) 2 1) 

Amerika hat neuerdings Verhandlungen- mit Oesterreiöh 
angeknüpft, um einen gegenseitigen Schutz d^s geistigen 
Eigenthums auf industriellem Gebiete herbeizuführen.. Man 
erinnei'e nicht an die Schweiz^ nur in einem so kleinen 
Lande> das zudem von Ländern umgeben ist, in deneji det 
Effindungsschutz gewährt ist, kann die Industrie ohne diesen 
bestehen. Die zur Begutachtung der Patentfrage eingesetzte 
Kommission des Bundesraths war ehrlich genug, dies einzu- 
gestehen. Die schweijserische Industrie kann unbekümmert 
nachahmen und ihre eigenen Erfindungen im Auslande vcr-' 
werthen, Sie befindet eich, wie Klostermann erwähnt, in 
der vortheilhaften .Lage des Mannes, . der keine Katze ge- 
brauchte, weil seine Nachbarn solche hielten. Nichtsdesto- 
weniger erhoben sich --seiner Zeit im National- und Stände- 
rath gewichtige Stimmen, die für Einführung des Erfindungs- 
schutzes eintraten, um die sinkende Industrie zu heben; die 
revidirte Bundesverfassung von 1865, die in der Volksab- 
stimmung mit 175,000. gegen. 135,000 Stimmen verworfen 
wurde, enthielt bereits eine diesbezügliche Bestinomun^. 
Während eine Patentgesetzgebung, die die erprobten Ein- 
richtungen fremder Länder acceptirte und durch neue zeit- 
gemässe Bestimmungen ergänzte, unsere Ingenieure und Tech- 
niker befähigen würde, den Weltmarkt so zu beherrschen, 
wie es heute das Ausland thut, würde ein ein setiges Vor- 
gehen in der Abschaffung des Patentschutzss sicherlich dem 
frischen^ lebendigen Geiste zur eigenen, orginalen, schöpferischen 
Production den Todesstoss geben, wenn auch die „Raubritter 



^1) „Die Farcht, dem öffentlichen Rechte zu nahe zu treten, hat 
das Wiedergutmachen der Ungerechtigkeiten gegen Private verhindert, und 
zwar in der irrigen hoffentlich bald überwundenen Meinung, da«« das 
Publikum mehr interessirt sei bei einer häufigen Wiederholung naohge- 
gebildeter Muster als bei einer fortdauernden Folge von neuen Mustorn, 
dem natÜTlichen Resultate jenes thätigen und ehrenvollen Wetteifers, 
welchen der Schutz des EigenthuniS allein hervorrufen kann." 
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hinter hohen Sehornsteihen^^ ilire Beehnung gafiz trdhl da- 
bei finden. Mcht die Geheimhaltung der Erfindiulg^ 
fürchten wir so sehr, als die Verarmung an geistigem Schaffen, 
den Mangel des belebenden Anreizes zu neuen Erfindupg^p, 
wie ihn der Rechtsschutz allein verbürgt^ und wie.wj^rjb« 
beispielsweise in der Anwendung der Kähmaschine lerkenneii) 
deren Erfindung eine ganze Iteihe änderer im Gefolge hatte, 
die sämmtlich wie die Howe'sche, fremde Namen. (Wheeler 
& Wilson, Singer, Grover & Bakei;) tragen. Gerade dieses 
Beispiel benutzt aber Prince-Smith im Beichstage da2$i, jm 
eine Waffe gegen den Bechtsschutz der Erfindung . daran? 
zu schmieden. Er erkennt ein schweres Unrecht gegen. die 
bestehende Industrie in den Patenten, weil et» mit ihnen 
möglich ist, dass Jemand an einer bestehenden Uftsi^ine ei9e 
kleine aber wichtige Verbesserung vornimmt, sich diese, p&r 
tentiren lässt^ und dadurch die bisherigen Indu8trie}l^n i« 
diesem Fache verurtheilt, ihre Anstalten zu schliessen. Aber 
Herr Prince-Smith ! Die. bisherigen Industriellen bi:auchQQ 
ihre Anstalten ganz wahrhaftig nicht s^u schlie&uBen; es sq)1 
wirklich keine Bestimmung in das Beichs-Patent-Gesetz Auf- 
genommen werden, die einem Industriellen, verbietet, ml^ 
seiner Maschine fortzüarbeiten, wenn ein anderer mit einer 
verbesserten Maschine arbeitet. Es bleiben ihm^ lun refitM^ 
nüchtern zu reden, drei Wegö offen: er arbeitet in der bis- 
herigen Weise fort, oder er bezieht, wenn es sich xen^tiitt, 
eine verbesserte Maschine, oder endlich, wenn ihpi die Vej?: 
besserung nicht neu erscheint, so muss ihm unsere reforr 
mirte Patentgesetzgebung es ermöglichen, das seljbststS&dig^ 
oder das Zusatz-Patent anzufechten und die Klage in ge- 
regeltem Jnstanzenzug vor den ordentlichen Bicibter zu 
bringen; fehlt diesem die technische Qualification s^ur Beur- 
theilung des Sachverhalts, so haben beide Parteien naqh 4ßp 
gewohnlichen Prozessregeln das Becht und die Verpflichtung, 
Sachverßtändige in Vorschlag zu bringen, diese einigen sich 
eventuell über einen Obmann und keine Partei wird sicji 
über das auf Grund des so eruirten Gutachtens ejrge)i«ipde 
TJrtheil beklagen, dürfen. 
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Alle Befürolitangen, welche mit der Anerkennung der 
Yerbesserungspatente zusammenhängen, namentlich die, daas 
der Erfindungsschutz der Grund hundertfältiger Vexationen 
mit Prozessen sei, richten sich gegen die bisher bekannte 
Form des Erfindungsschutzes, nicht gegen dessen Berechti- 
gung, Der Q-esetzgeber spricht nur den Schutz solcher Ver- 
besserungen aus, die selbstständigC; neue Erfindungen sind, 
die Beurtheilung dieser Frage überlässt er dem Richter, 
dieser endlich fordert von den Parteien selbst den Nachweis. 
Der Richter resp. die vorgeschlagenen Sachverständigen, 
nicht eine Yerwaltungsbehorde, die alles Mögliche beurtheilen 
soU^ müssen darüber erkennen^ ob man es nur mit Form- 
und Dimensions- Veränderungen, mit der einfachen Variation 
in Anwendung bekannter Theile, oder mit einer originalen 
neuen Erfindung zu thun hat, die sich freilich immer hinter- 
her wissenschaftlich erklären lassen kann. Die chikanösen 
Prozesse ganz zu beseitigen gelingt überhaupt niemals, Ver- 
ringern werden sie sich gewiss, wenn der Ansammlung 
werthloser Patente vorgebeugt, durch Richterspruch das Ge- 
fühl der Rechtssicherheit gestärkt und die Entscheidung und 
Belästigung der Verwaltungsbehörde beseitigt wird. Wir 
werden auf die hierfür nöthigen praktischen Schritte mit 
einem Wort zurückkommen. 

Der Gesammtheit wird aber auch keineswegs für die 
Zeit, während welcher dem Erfinder die Ausbeutung seiner 
Erfindung ausschliesslich zusteht, die Anwendung der letzteren 
in dem Masse erschwert, wie dies des öfkem von Gegn<^.rn 
des Patentschutzes geltend gemacht wird. 

Der Besitz eines Patents wird erst durch den Absatz 
der patentirten Waare werthvoU; das eigene Interesse des 
Besitzers weist ihn darauf hin, seinem Fabrikate den Welt- 
markt zu erschliessen, bevor sein Sondergut Gemeingut 
wird ; er hat es nur den Worten nach in der Hand, seinen 
Artikel beliebig zu vertheuem; dem Angebot wird auch hier 
zu seinem eigenen Schaden die Nachfrage fehlen, wenn der 
Preis beide nicht in das richtige Verhältniss bringt. Gerade 
die rege Thätigkeit des Erfinders selbst, der Wunsch^ dem 
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Erzeugniss seiner geistigen und materiellen Anstrengung ein 
möglichst grosses Absatzgebiet zu verschaffen, hat der Mehr- 
zahl der praktischen Erfindungen der Neuzeit die allge- 
meine Anwendung und dem Erfinder den Genuss der Früchte 
seiner Arbeit gesichert« Wir geben nicht nur zu, sondern 
wir weisen selbst ausdrücklich darauf hin/ dass trots^ des 
Besitzes eines Patents nicht selten der Q-ewinn ausblieb und 
die Kosten langjähriger Versuche vergeudet wurden. Will 
man aber mehr damit beweisen, als das, dass der Besitz 
eines Patents noch keineswegs die Bentabilität des patentirten 
Gegenstandes sicher stellt^ so geht man zu weit. Es ist 
nicht gut und entspricht nicht den faktischen Yerhältnissen, 
wenn man übertreibend den allgemeinen Satz aufstellt, dass 
die Erfindungen bis zum Krankhaften reizen; es gibt Er- 
findungsnarren ; jeder Stand hat seine Vertreter, denen 
immer und stets diejenigen im Sinne und Kopfe liegen, 
deren Bestrebungen von besonderem, allbekanntem Erfolg 
gekrönt waren. Diese Erscheinung stirbt nicht aus. Der 
Handelsstand hat seine Projektenmacher; die Künstler jeder 
Bichtung haben ihre krankhaften Idealisten; .im Beamten- 
stande gibt es Männer genug,, denen ein Posten immer vor 
Augen schwebt und an den sie, ohne ihre Berufspflichtien zu 
vernachlässigen, gar manchmal denken, sie kommen erst im 
gereifteren Mannesalter, wenn die näherliegenden Sorgen für 
Familie und ein ehrsames Durchdieweltkommen sie beschäf- 
tigen, von ihren weitausblickenden Ideen zurück; wie viel 
Prozent aller wissenschaftlich oder schönwissensohafllioh ge- 
bildeten Geister trugen und tragen sich nicht mit der Idee, 
ein Buch, wenn auch nur ein ganz kleines zu schreiben P 
Der grosste Theil derselben lebt deshalb ruhig in seinem 
Berufe weiter, ohne es zu was anderm, als zum Vorsatz zu 
bringen, ein anderer Theil gelangt bis zu dem Anfange eines 
Kapitels und ist auf eine Zeit geheilt; nur äusserst wenige 
verfaesen etwas Geniessbares und diese schützte man doch 
durch das Gesetz über das Urheberrecht.. Wenn es nicht 
mehr möglich ist, durch Patent-Prozesse Furcht und Angst 
einzujfi^en^ die Fatente als Erpressungsmittel zu missbrauchen^ 
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wenn; wie bei. anderen gerichtlichen Streitigkeiten, für den 
Prozesssüchtigen die Prozesskosten und die Patentabgabe 
obenein verloren sind, so ist genug geschehen, um derXJeber- 
fluthung durch Patente vorzubeugen. Dass es Leute giebt, 
die sich chimärischen Plänen hingeben, ist eine Thatsache, 
die wedfir ein Unglück ist, noch durch den Mangel eines 
Patentgesetzes geändert wird. Die Bücksicht auf sie ver- 
schwindet übrigens auch gegenüber der Bücksicht auf die 
grossen politischen und wirthschaftlichen Aufgaben, die der 
Gesetzgeber bei der vorliegenden Frage m Auge halten muss^ 

Dass die bisher bekannten Patentgesetze grosse Unzu- 
träglichkeit mit sich fuhren, ist Jedem bekannt; dass im 
Hinblick hierauf und auf die Schwierigkeit der Verbesserung 
der Wunsch nach einer Beseitigung jedes Erfindungs- 
schutzes laut wurde, ist erklärlich. 

Neben ganz verschiedenen Systemen, dem der freien 
Anmeldung (Frankreich, Gesetz vom 7. Januar und 25. 
Mai 1791 und vom 5. Juli 1844, die romanischen Staaten 
Italien, Spanien, Portugal, die Niederlande, Belgien, Oester- 
reich, Gesetz vom 15. August 1852), der Vorprüfung (Preussen 
und Amerika, Gesetz vom 4. Juli 1836, 3. März 1837, 8. 
Juli 1870 und 3. März 1871, Bussland Patentgesetzgebung 
vom 22. November 1833) und des Aufgebots (England Par- 
laments-Akte von 1623, Gesetz vom 1, Juli 1852, Bericht 
der Kommission vom 29. Juli 1864), kommen die mannig- 
fechsten Grundsätze über Publikation oder Geheimhaltung, 
über die kostenfreie Ertheilung oder der Erhebung jährlicher 
Abgabto, über des Bequisit der Neuheit und Nützlichkeit, 
über die kürzere oder längere Dauer der Schutzfrist heut- 
zutage in den verschiedensten Ländern in Anwendung. 
Namentlich in Deutschland ist der Zustand des Patentwesens 
wahrhaft skrophulös, dergestalt, dass nicht nur die ver- 
schiedensten Patentgesetze in den einzelnen Staaten zu 
Recht bestehen, sondern in Meklenburg und den Hanse* 
0i»dten gar keine Erfindungspatente ertheilt werden. 

Untor den inlsUidischen legislativen Yorarbeiten sind 
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hier hervorzuheben : die Uebereinkunft der Zollvereinsstaaten 
vom 21. September 1842, die durch den Vertrag über die 
Erneuerung des Zollvereins vom 8. Juli 1867 vorläufig ausser 
Kraft gesetzt ist, die Entwürfe der Fachkommissionen des 
Deutschen Bundes von 1852 und 1863, sowie der auf Ver- 
anlassung der preuss. Regierung ausgearbeitete Entwurf eines 
deutschen Patentgesetzes, für Preussen das Publikandum vom 
14. Oktober 1815 (Cirkular-Verfügung vom 17. Dezember 
1831, §. 9 der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 
1845), f'ir Baiern (abgesehen von dem in Rheinbaiern gel- 
tenden französischen Patentgesetz vom 7. Januar 1791) das 
Gesetz vom 11. September 1825, die Grundbestimmungen für 
das Gewerbewesen betreffend, (Gesetz vom 30. Januar 1868 
Art. 34) und die Verordnung vom 10. Februar 1842 (be- 
dingtes Anmeldungssystem J; für das Königreich Sachsen die 
Verordnung vom 20. Januar 1853, die Ertheilung von Er- 
findungsprivilogien betreffend (Anmeldungs- und Prüfungs- 
system); für Würteraberg die revidirte Allgemeine Gewerbe- 
Ordnung vom 5. August 1836 Art. 141—164 (Art. 67 der 
neuen Gewerbe-Ordnung vom 12. Februar 1862) und das 
Gesetz, betreffend die Erfindungs- und Einführungspatente 
vom 29. Juni 1842 (wie Baiern); für Baden das Reskript 
des Ministeriums des Innern vom 23. Mai 1845 (Vorprüfungs- 
system); für das Grossherzogthum Hessen die Verfassnngs- 
Urkunde Art, 104 und die Verordnung vom 17. November 
1858 (Vorprüfungssystem); endlich der im letzten Jahre von 
dem Verein Deutscher Ingenieure dem Bundesrathe über- 
reichte „Entwurf eines Patentgesetzes für das Deutsche 
Reich". 

Der Werth dieses letzteren ist nicht zu unterschätzen. 
Er zeugt nicht nur von einer umfassenden Beherrschung des 
Stoffes, sondern berüksichtigt auch in erschöpfender Weise 
die einschlägige inländische und ausländische Gesetzgebung. 
In seiner jetzigen Gestalt begegnet er schon einer grossen 
Reihe der Vorwürfe, die nicht mit Unrecht den bisher be- 
kannten Systemen gemacht wurden, er versucht mit Erfolg, 
das Interesse des Erfinders mit dem der Gesammtheit. zu 
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versöhnen, und wenn auch die Berathung und Diskussion 
eines Keichs-Patentgesetzes zu verbessernden Veränderungen 
voraussichtlich fuhren wird, so lehrt er wenigstens überzeu^ 
gend, dass man die Forderung eines Erfindungsschutzes des- 
halb nicht zurückzuweisen braucht, weil man nicht damit 
fertig werden kann, däss das XJubequeme und Missliebige 
nicht so schwierig und unmöglich ist, wie man e^ hinstellt- 
Durch den Umstand endlich, dass die bewährten Einri($htun- 
gen anderer grosser Industriestaaten in ihm zu einem Gan- 
zen verbunden erscheinen, ist die Aussicht auf eine inter- 
nationale, dem Bedürfnisse entsprechende Regelung des 
Patentwesens, die eine nothwendige Ergänzung der Handels- 
verträge bilden muss, erheblich näher gerückt. 

Nicht mit Unrecht wird dem reinen Anmeldungssystem 
der Vorwurf gemacht, dass es der Chikane und dem Schwin- 
del Thür und Thor öflFne und grade dem berechtigten Er- 
finder hundertfache Vexationen in demselben drohen; des. 
gleichen giebt das reine Vorprufungsverfahren zu der be- 
gründeten Befürchtung Anlass, dass eine gerechte und sacb- 
gemässe Beurtheilung auch durch eine noch so vorsichtig 
zusammengesetzte Commission unmöglich sei, dass auch ab- 
gesehen vo I Beeinflussungen und Bevorzugungen unbedeu- 
tende oder scheinbare Erfindungen angenommen, wirklich 
neue und nützliche dagegen zurückgewiesen werden könnten 
und damit der Behörde eine Verantwortlichkeit aufgeladen 
werde, der sie niemals gewachsen sein könne. 

Der vorliegende Entwurf beseitigt die Bedenken, in- 
dem er eine konsultative Vorprüfung durch eine eigene Be- 
hörde, ,da8 Patentamt" statuirt, welches im Interesse des 
Publikums, wie in dem des Petenten von der Verfolgung 
rines ungeeigneten Gesuchs zunächst abzurathen, aber auch 
nur abzurathen, befugt ist; besteht der Patentsucher auf 
Ertheilung des Patents, so wird unter Hinweis auf die er- 
folgte Abrathung das Gesuch veröffentlicht. Jedermann hat 
das Recht, bei der Behörde seine Einwendungen gegen die 
Ertheilung geltend zu machen, und der Erfinder, das Patent- 
amt selbst, endlich jeder Dritte ist befiigt, im Rechtswege 
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die Entscheidung der Verwaltungsbehörde anzufechten; der 
Erfinder, wenn er sich durch. Versagung des Patents verletzt 
glaubt, das Patentamt, wenn das öffentliche Interesse die 
Aufhebung eines unrechtmässig ertheilten Patents gebietet, 
jeder Dritte, wenn die Patentertheilung ihm gegenüber als 
eine Verletzung seiner wohlerworbenen Rechte erscheint. 
Die Beurtheilung derjenigen Fragen, welche die Ertheilung, 
die Ungültigkeit oder das Erlöschen von Patenten betreffen, 
sowie der Streitigkeiten zwischen den Inhabern verschiedener 
Patente bezüglicii des Umfanges ihrer gegenseitigen Rechte 
gehört nach dem Entwurf zur Kompetenz desselben Gerichts- 
hofes (Reichs-Oberhandelsgericht), der auch in letzter In- 
stanz über alle anderen einschlägigen Streitigkeiten zu ent- 
scheiden hat. Die Zuziehung von Sachverständigen ist dem 
Gerichte, um sich nach allen Seiten hin genügend zu infor- 
miren, gestattet und es unterliegt keinem Zw^eifel, dass im 
Wege der Rechtsprechung nach einer verhältnisg^mässig kur- 
zen Zeit eine genügende Praxis sich bilden wird, die dem 
chikanösen Händelsucher keinen Erfolg mehr verspricht, die 
die Grenze finden wird, zwischen dem, was erlaubt sein 
muss, um das Interesse der Gesaniimtheit zu wahren nnd 
dem, was sich als blosse Nachahmung, als eine unehrliche 
Ausbeutung fremder Befugnisse qualifizirt. Namentlich ist 
aber auch die bisins Unendliche gesteigerte und besonders von 
dem Laien stets betonte Gefahr beseitigt, dass mehrere das 
Verdienst einer Erfindung haben, während einer die Früchte 
geniesst. Auf der einen Seite ist dieser Fall in Wirklich- 
keit nicht so häufig, wie man behauptet^ auf der andern 
Seite wird zu Gunsten eines Dritten das Patent für unwirk- 
sam erklärt, wenn sich herausstellt, dass es ihm gegenüber 
aus irgend einem Grunde unberechtigt ist. 

Der Entwurf enthält die Verpflichtung zur Veröffent- 
lichung der Erfindung, zur Ausführung derselben während 
eines bestimmten Zeitraumes, zur Entrichtung einer Patent* 
abgäbe und setzt die Dauer eines Patents auf die Zeit von 
fünfeohn Jahren fest. 

Die Verpflichtung der Publikation und Ausführung 
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schützt nicht nur vor der Geheimhaltung werthloser Erfin- 
dungen und der viel gefürchteten Ansammlung von gegen- 
standslosen Patenten, sondern vermittelt auch die Einbür- 
gung der Erfindungen, fördert die Produktion, und regt zu 
neuen Erfindungen an. 

Auf die Hebung der erstgenannten Uebelstände ist 
auch der Grundsatz der von uns bereits oben als berechtigt 
hingestellten Patentabgabe mit steigender Skala gerichtet. 
Sie ist bei ihrem verhältnissmässig geringen Umfang keine 
Bedrückung des armen Erfinders, um so weniger, als die 
Aussicht auf einen rechtlichen Schutz der Erfindung ihm 
die Beschaffung der geringen Mittel nicht nur erleichtert, 
sondern sichert. 

Die Dauer eines Patents muss, wie die Motive des 
Entwurfs richtig bemerken, eine allgemein bestimmte sein; 
der Patentbehorde darf sie in Konsequenz der Grundsätze 
des ganzen Gesetzes nicht überlassen bleiben; sie muss so 
weit bemessen sein, dass eine genügende Ausbeutung thun- 
lich und der Schutz nicht erloschen ist, wenn die Erfindung 
kaum Eingang gefunden hat. Die Einschränkung der Pro- 
duktion auf fünfzehn Jahre wird aber unter der Wirkung 
eines solchen Gesetzes keineswegs so schwer ins Gewicht 
fallen, dass man unter dem Hinweis auf sie die Beseitigung 
der berechtigten Anerkennung fordern dürfte; schon während 
dieser Zeit wird, wie wir bereits früher erörtert haben, das 
Interesse des Eifinders auf eijio möglichst weite Verbreitung 
hinweisen, und diese selbst schliesst naturgemäss eine Ueber- 
theuerung aus. 

Der Gesetzentwurf, dessen Grundxüge wir hier vorführ- 
ten, wird in seinen Einzelbestimmungen zweifellos unter der 
Hand der zu seiner Prüfung berufenen Faktoren noch manche 
verbessernde Umgestaltung erfahren; er wird namentlich das 
Kecht der jetzigen Patentinhaber zu berücksichtigen haben. 
Darin aber wird jeder mit uns übereinstimmen, dass die hier 
erörterten Grundsätze des Entwurfs wohl geeignet sind, eine 
Versöhnung der Gegensätze auf dem Boden einer unbefan- 
genen Diskussion zu ermöglichen, dass sie in ihrer voraus- 
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sicliiliclien Vervollkommnung sicherlich die Garantieen bieten, 
welche die Gesammtheit und die Erfinder zur Wahrung ihrer 
gegenseitigen Rechte verlangen können, und sie werden, so 
hoffen wir, wenigstens als Ausgangspunkt einer liberalen 
Patentgesetzgebung anerkannt werden. Das geistige Eigen- 
thum an Schriftwerken, das bei Gelegenheit der ersten Dis- 
kussion des betreffenden Gesetzes ja auch als ,)Monopol^ 
bezeichnet wurde, hat seinen ehrlichen Namen als ein gutes 
Recht durch die gesetzliche Regelung vrieder erhalten, so 
sehr wiedererhalten, dass neben der zivilrechtlichen Entschä- 
digung eine kriminalrechtlichc Strafe für den Verletzer sta- 
tuirt wurde, ^ir sind der Zuversicht, dass auch dem gei- 
stigen Eigenthume auf dem nicht minder wichtigen gewerb- 
lichen Gebiete sein Recht verbrieft und ein internationaler 
Rechtsschutz ftir Erfindungen durch die Gesetzgebung unseres 
deutschen Vaterlandes angebahnt werde. Die Männer, denen 
wir die Aufhebung der Wuchergesetze, die Gewerbefreiheit, 
das Freizügigkeitsgesetz, das Gesetz zum Schutze des Ur- 
heberrechts an Schriftwerken verdanken, sie werden auch 
dem Erfinder sein gutes Recht nicht verkümmern, ihm die 
Preiheit seines geistigen Eigcnthums sichern und eine frucht- 
dringende Entfaltung der industriellen Kräfte im Kampfe 
dieser unbeschränkten Freiheit ermöglichen. 

Aus tiefstem Herzen machen wu' im Namen einer Ge- 
sellschaftsklasse, mit welcher uns nichts als der Gedanke an 
das Wohl und die Blüthe unserer Nation verbindet, 4ic 
Worte Uhland's an die Volksvertreter zu den unsrigen: 

"Was ihr Treaes uns erwiesen, 

Sei von uns mit Dank gepriesen! 

Wm ihr ferner werdet bauen, 

Sei erwartet mit Vertrauen. 



H^T^ 



niPTZ'sche BüOHDHUCKEHBI. 
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